
Zu viel helfen verboten: Bundesfinanzministerium droht Bußgeld an 
 

ver.di-Lohnsteuerservice ist „Gesetzesverstoß“ –  
keine Mitgliederberatung mehr  
„Unbefugte Hilfeleistung in Steuer-
sachen“ lautet die Zurückweisung 
von vier Steuerfällen des Finanz-
amtes Buchholz Nordheide. Wa-
rum das so ist, hat sich ver.di in 
einem Gespräch beim Bundesfi-
nanzministerium mit dem für Steu-
erberatung zuständigen Referat 
rechtlich erläutern lassen. 
 
Neben unseren Kernaufgaben als Ge-
werkschaft haben wir für unsere Mit-
glieder weitere Serviceangebote. Da-
runter war bislang auch unsere Lohn-
steuerberatung. Denn da viele Men-
schen beim Ausfüllen ihrer Steuerer-
klärung auf kompetente Unterstüt-
zung angewiesen sind, hatte ver.di 
den Lohnsteuerservice in ihr Portfo-
lio aufgenommen. Darin enthalten 
war die Hilfe beim Ausfüllen der 
Steuerformulare, bei der Berechnung 
der Steuererstattungsansprüche, bei 
der Abfassung von Einsprüchen oder 
auch bei der Unterstützung bei Steu-
ernachforderungen.  
Ein zusätzlicher Service, der für un-
sere Mitglieder kostenlos war. Für 
das Bundesfinanzministerium hinge-
gen ein Service, der das Erlaubte 
überschreitet. Und erlaubt sei nur 

„die nach §4 Nr.7 StBerG zulässige 
beschränkte Hilfe“, die Gewerkschaf-
ten in Steuerangelegenheiten für ihre 
Mitglieder erbringen dürften: be-
schränkt auf die Ausgabe von Formu-
laren zur Lohnsteuer sowie die Bera-
tung zu steuerlichen Fragen, die aus-
schließlich das Arbeitsverhältnis direkt 
betreffen, so die Erklärung. Konkret 
seien das Werbungskosten, steuer-
pflichtiger Arbeitslohn, Arbeitslosen-
geld, Krankengeld und Ähnliches. 
Mit der Erstellung kompletter Einkom-
mensteuererklärungen würden wir un-
sere Beratungsbefugnis überschreiten. 
Eine weitergehende Beratung zu Ren-
teneinkünften, Sonderausgaben, außer-
gewöhnlichen Belastungen und ande-

rem mehr bis hin zur Erstellung von 
Einkommensteuererklärungen seien 
unerlaubte Hilfeleistungen und stell-
ten somit einen Gesetzesverstoß dar. 
Damit hätten wir in der Vergangen-
heit „die Bestimmung zur Hilfe in 
Steuersachen zu weit ausgelegt“, so 
das Bundesministerium. Bei weiteren 
Verstößen drohe ein hohes Bußgeld. 
Für uns eine völlig unerwartete Situa-
tion, die leider zur Folge hat, unseren 
Lohnsteuerberatungsservice einstel-
len zu müssen und euch, unsere Mit-
glieder, nicht mehr beraten zu dürfen. 
Das bedauern wir sehr und bitten um 
euer Verständnis. Aktuell prüfen wir 
intensiv mögliche Alternativen für die 
Zukunft. 
 
Hinweisen möchten wir unsere Mit-
glieder auf das Steuerprogramm der 
Akademischen Arbeitsgemein-
schaft. Diese kann über den ver.di 
Mitgliederservice günstig ange-
schafft werden. 

Absetzbar? Finanzamt 
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Die fetten Jahre sind vorbei. Für alle. Also, fast … 
 
Dunkle Wolken ziehen auf. Die, die es wissen müssen, wissen: Es kommen schlimme Zeiten. Nicht ganz bibelfest, aber 
passend zu den Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst der Länder weiß also Bundesfinanzminister Olaf Scholz: 
„Die fetten Jahre sind vorbei!“ Und der Internationale Währungsfonds (IWF) sieht: „Nach neun Jahren Boom rückt 
das Ende der goldenen Zeiten näher!“ und senkt seine Prognose für das laufende Jahr um 0,6 Prozentpunkte auf nur 
noch 1,3% Wachstum. Das werde nämlich gebremst durch den Rückgang der Industrieerzeugung, die Probleme im Au-
tomobilsektor (oder sollte man besser sagen die Betrügereien?*) und die Abkühlung wichtiger Exportmärkte... öha! Das 
muss ich erst einmal sacken lassen. 
 
Ist also unser Wohlstand, den wir in den letzten Jahren des Booms angesammelt haben, nun in Gefahr? Darüber disku-
tiere ich mit unserer Reinigungskraft. Sie wird geradezu panisch und überlegt angestrengt, wie sie ihren mit Entgelt-
gruppe 1 gesammelten Reichtum vor der Gefahr einer Rezession sichern kann. Auch mein Paketzusteller ist in Schweiß 
gebadet: „Wissen Sie wieviel Trinkgeld sich bei mir in der Zeit des Wohlstands angesammelt hat? Die Leute wissen 
doch alle gar nicht mehr, wohin mit ihrem Geld. Und meine üppige Bezahlung erst, was soll ich nur machen, wenn jetzt 
eine Rezession ausbricht? Man gewöhnt sich doch so an den Reichtum…“ 
 
Beim Frühstück unterhalte ich mich auch mit Kolleg*innen, die sich in einer AGH-Maßnahme befinden, besser bekannt 
als 1 €- Kräfte. Sie erlernen gerade in der nunmehr 12 Jahre andauernden ‚vorübergehenden Maßnahme‘ jeweils ein 
halbes Jahr lang den Arbeitsalltag. Da fragen sie sich natürlich ebenfalls aufs Äußerste besorgt: „Sind etwa auch unse-
re während des Booms angesammelten Guthaben in Gefahr?“ Kurz flackern die Gedanken an die Cayman Inseln auf. 
Sollte man vielleicht nicht doch zumindest einen Teil der Gewinne dort parken? 
So tragen wir alle große Sorge vor dem drohenden Verlust. Dennoch: Wenn es tatsächlich so passiert, wie von oben 
vorhergesagt, wenn das Wachstum schrumpft und die Rezession sich anbahnt, 
müssen wir ganz sozial denkend und handelnd Einschränkungen in Kauf nehmen. 
Es kann schließlich nicht angehen, dass wir uns die Taschen vollstopfen, wäh-
rend sich arme, gebeutelte Manager, Spekulanten und Fußballstars sich mit den 
Sorgen quälen, wie sie bloß ihre vom Boom übrig gebliebenen Milliarden vor 
dem Fiskus retten können. Das wäre ja fast unmenschlich. 
 
Und was die Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst der Länder angeht – de-
ren Tarifbeschäftigte und Beamt*innen sollen erst einmal schön den Ball flach 
halten. „Geld genug wäre ja da!“, gibt Frank Bsirske zu Bedenken. Beruhigend. 
Doch wie philosophierte einst Fußballpoet Lothar Matthäus: „Wäre, wäre, Fahr-
radkette!“. Oder um es mit der Logik der sogenannten Wirtschaftsweisen auszu-
drücken: „Die fetten Jahre sind vorbei und tarifliche Sperenzchen sind tabu – 
alle müssen jetzt den Gürtel enger schnallen.“ Soviel zur gesprochenen Solidari-
tät. Denn ‚alle‘ ist für die Wirtschaftsweisen und ihre Anhängerschar eine klar 
definierte Menge, über die sie gerne sprechen und bestimmen, aber deren Teil sie 
nicht sind. Ist doch klar: Die müssen schließlich auch einmal vom Wachstum pro-
fitieren, damit sie stark genug sind, um Deutschland wieder boomen zu lassen. 
Vielleicht mit der Herstellung kürzerer Gürtel? 
 

  

 
 
 

*Einwurf eures Insiders 

Euer 
 – nicht immer ganz ernst zu nehmender –  

Insider 

Bitte notieren! 
 

 

VL-Vollversammlungen 
2019 

 

27. Februar 
22. Mai 

28. August 
30. Oktober 

 

Jeweils um 14:30 Uhr  
im Café Fritze 

(Fritz-Henßler-Haus) 
 

Änderungen vorbehalten! 
 
 

Bitte beachten! 
Redaktionsschluss  

dieser Ausgabe:  
14. Februar 2019 

 

Entwicklungen nach diesem  
Termin konnten in unseren Artikeln  

keine Berücksichtigung finden! 
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Wachstum 
 

Wachstum ist gut, unsere Wirtschaft wird mächtig, 
wenn nichts mehr wächst, dann geht‘s uns dreckig. 
Drum muss alles wachsen, auf Teufel komm raus, 

sonst ist’s mit dem Wohlstand ganz schnell wieder aus. 
 

So muss unsere Wirtschaft wachsen und blühen, 
ein jeder von uns muss sich darum bemühen. 

Damit das auch fruchtet, haben wir nun verzichtet 
und alles was gut war, aus Einsicht vernichtet. 

 
Wir dachten, das käme uns allen zu Gute, 

weil jetzt doch Wachstum die Wirtschaft flute. 
Was waren wir naiv, wir sahen davon nichts, 
aber eines blieb für immer, unser Verzicht. 
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Keine Tarifeinigung in der Länderrunde in Sicht – wir kämpfen weiter, denn: 
 

„Wir sind es wert!“ – und das Geld ist da 

Die Säckel von Bund, Ländern und 
Kommunen sind voll. 61,9 Milliar-
den Euro Überschuss im Jahr 
2017. Trotzdem lehnen die Arbeit-
geber strukturelle Verbesserungen 
bei der Eingruppierung und den 
notwendigen Änderungen bei der 
Entgeltordnung (EGO) grundsätz-
lich ab. 
 
Beschämend. Dabei könnten sie in 
den laufenden Tarifverhandlungen 
der Länder ein Zeichen setzen – für 
uns und auch die Beamten und Be-
amtinnen der Stadtverwaltung. Für 
letztere ist es notwendig, dass die 
dann erzielten Tarifergebnisse von 
Armin Laschets Landesregierung auf 
sie übertragen werden. Nur wartet 
ver.di weiter auf ein verhandlungsfä-
higes Angebot, das Entgelterhöhun-
gen einschließlich einer spürbaren 
sozialen Komponente umfasst. An-
statt die Arbeits- und Entlohnungsbe-
dingungen nachhaltig zu verbessern, 

argumentieren die Arbeitgeber mit 
Schuldenbremse und ausgeglichenen 
Haushalten dagegen. 
Ein beschämendes Signal wurde auch 
in der zweiten Verhandlungsrunde am 
6. und 7. Februar in Potsdam gesandt: 
Als „unfinanzierbar“ lehnten da die 
Arbeitgeber die ver.di-Forderungen ab. 
Und das, obwohl Bund, Länder und 
Kommunen schon seit 2015 mehr ein-
nehmen, als sie ausgeben. Nur in den 
Bereichen, wo es ihnen tatsächlich 
schwerfällt, Personal zu gewinnen, 
wollen sie etwas drauflegen. Notwen-
dige Änderungen in der Entgeltord-
nung allerdings müssten „kosten-
neutral“ sein, so der Verhandlungsfüh-
rer. Übersetzt kann das nur bedeuten, 
dass Verbesserungen in der Entgeltord-
nung mit keinen oder geringeren Lohn-
erhöhungen bezahlt werden. 
Weiter sträuben sich die Arbeitgeber 
gegen die Erhöhung der Pflegetabelle 
um 300 Euro. Damit stellen sie sich 
gegen den gesellschaftlichen Konsens, 

dass das Berufsfeld der Krankenpfle-
ge attraktiver werden muss. Selbst die 
Politik hat endlich eingesehen, dass 
Tarifsteigerungen in der Pflege refi-
nanziert werden müssen – und zwar 
vollständig. Trotzdem wollen die 
Länder diese Kosten auf den Lohnab-
schluss anrechnen. Wir erinnern uns 
hier noch einmal kurz an den Milliar-
denüberschuss in den öffentlichen 
Kassen… 
Mit einer Zusage oder zumindest ei-
ner Empfehlung während der laufen-
den Verhandlungen könnten die öf-
fentlichen Arbeitgeber ein deutliches 
Zeichen setzen. Aber sie tun es nicht. 
Was nur eine Konsequenz ihrer man-
gelnden Wertschätzung gegenüber 
uns und den Bürger*innen beweist. 
Doch egal, ob Tarifbeschäftigte oder 
Beamt*innen: „Wir sind es wert!“ 
Und daher kämpfen wir weiter. 
 
Weitere Informationen bietet die In-
ternetseite wir-sind-es-wert.verdi.de. 

Und ewig grüßt das Murmeltier 
 
Für Beamtinnen und Beamte ist die Tarifverhand-
lung bei einem Abschluss längst nicht beendet. Sie 
müssen weiter für eine Übernahme des Tarifergeb-
nisses auf die Straße gehen. Da sie für ihre Rechte 
nicht streiken dürfen, demonstrieren sie, wie hier 
2016, in Form einer aktiven Mittagspause (unten). 
Damals sah sich das Land für Beamtinnen und  Be-
amten nicht zuständig und verweigerte zunächst eine 
Übertragung.  
Für Frank Mülle, ver.di-Personalrat bei der Stadtver-
waltung (rechts), ein unglaublicher Vorgang.  
Am Ende gab es eine Übernahme des Tarifergebnis-
ses, allerdings mit Einschränkungen. 
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Bundesverfassungsgericht klärt: Differenzierungsklausel ist Anreiz, kein Zwang 

Bonus für Gewerkschaftsmitglieder rechtens – 

nur: Wir müssen draußen bleiben 
Grundsätzlich eine gute Nachricht. 
Immer wieder kam die Sache um 
die sogenannte „Differenzierungs-
klausel“ auf den richterlichen 
Tisch. Mal wurde sie komplett ver-
boten, dann wurde sie in einfacher 
Version zugelassen. Klagen gegen 
tarifvertragliche Vorteile für orga-
nisierte Arbeitnehmer gab es wei-
terhin, bis sich das Bundesverfas-
sungsgericht mit einem Fall be-
schäftigen musste – und Fakten 
schaffte. 
 
Es ist ein bisschen wie im Sandkas-
ten: kein Förmchen abgeben wollen, 
aber dann vom Sandkuchen der ande-
ren etwas verlangen. Kennen wir, 
unser täglich Brot als Gewerkschaft. 
Das, was wir im Tarifstreit für unsere 
Mitglieder erkämpfen, erhalten letzt-
endlich alle Arbeitnehmer, ob organi-
siert oder nicht. Bei der „Differen-
zierungsklausel“ jedoch wird, wie der 
Name sagt, unterschieden. Hier dreht 
es sich um einen Bonus, den Gewerk-
schaften zusätzlich und ausschließ-
lich für ihre Mitglieder in Tarifver-
handlungen aushandeln können, sei 
es als Einmalzahlungen oder Vor-
teilsregelung. Einfach eine zusätzli-
che Errungenschaft und Honorierung 
für diejenigen, die sich freiwillig zu-
sammenschließen, um gemeinsam für 
bessere Arbeitsbedingungen zu 
kämpfen. Erklärt der Arbeitgeber 
sich dazu bereit, wird dieser Vorteil 
so im Tarifvertrag festgehalten. 
Das aber fand ein Arbeitnehmer, der 
sich keiner Gewerkschaft angeschlos-
sen hatte, in seinem Fall ungerecht: 
Während für die Gewerkschaftsmit-
glieder, die an einem vereinbar-
ten Stichtag Mitglieder der 
tarifschließenden Gewerk-
schaft waren, im Sozialver-
trag Überbrückungs- und 
Abfindungsleistungen ausge-
handelt wurden, galt für ihn 
nur das, was arbeitsvertraglich 
und durch einen Sozialplan fest-
gelegt war. Um im Sandkasten-
bild zu bleiben: Er verlangte 
nicht nur den fremden    

Kuchen, sondern stampfte dabei auch 
gehörig mit dem Bein auf: Er klagte, 
und das gleich durch mehrere Instan-
zen. Seine Begründung: Diese Unge-
rechtigkeit würde ihn zwingen, sich 
einer Gewerkschaft anzuschließen. 
Hatte er beim Arbeitsgericht noch Er-
folg, wiesen das Landesarbeitsgericht 
und das Bundesarbeitsgericht die Kla-
ge ab. Der Kläger reichte daher eine 
Verfassungsbeschwerde in Karlsruhe 
ein. Dort beanstandete er konkret eine 
Benachteiligung durch den ausgehan-
delten Tarifvertrag, vor allem einen 
Verstoß gegen seine „negative Koaliti-
onsfreiheit“, die gesetzlich geschützte 
Freiheit, einer Organisation nicht bei-
zutreten (Art. 9 Abs. 3 GG). Dazu darf 
auch keiner gezwungen oder per Druck 
getrieben werden, auch wenn es sich 
um „Vereinigungen zur Förderung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen“ 
handelt. Der Kläger sah aber in der 
Stichtagsregelung einen „unzulässigen, 
generalpräventiven Druck zum Ge-
werkschaftsbeitritt“, was sein Fernblei-
berecht verletze. Und warf darüber 
hinaus den tarifschließenden Parteien 
und dem Betriebsrat vor, „Außen-
seiter“ absichtlich bei der Regelung 
des Sozialplans benachteiligt und somit 
die „Schutzpflicht seiner Arbeitsver-
tragsfreiheit“ (Art. 12 Abs. 1 GG) 
missachtet zu haben. 
Das sah das Bundesverfassungsgericht 
anders. Ein Tarifvertrag sei eine Vor-
kehrung, abhängig Beschäftigte vor 
einer Ausnutzung ihrer „strukturellen 
Unterlegenheit“ zu schützen.  
Daher dürfe grundsätzlich davon aus-
gegangen werden, dass die von Tarif-
vertragsparteien ausgehandelten 

Ergebnisse die Interessen beider Sei-
ten „sachgerecht zum Ausgleich brin-
gen“. Und davon sei auch hier auszu-
gehen.  
Die für den Beschwerdeführer gelten-
den betrieblichen und tarifvertragli-
chen Regelungen seien in seinem Fall 
geeignet gewesen, eine strukturelle 
Unterlegenheit aufzufangen. Es gebe 
keine Anhaltspunkte dafür, dass 
durch die tarifvertraglichen Sonderre-
gelungen für „vor dem Stichtag ein-
getretene“ Gewerkschaftsmitglieder 
grundrechtliche Schutzinteressen des 
Beschwerdeführers verletzt worden 
wären. 
Zudem darf ein Tarifvertrag Gewerk-
schafter besserstellen, urteilt das Bun-
desverfassungsgericht. Dies sei ein 
Anreiz, der Gewerkschaft beizutreten, 
jedoch kein Zwang und somit verfas-
sungsgemäß, so die Richter. 
Leider findet die Differenzierungs-
klausel bei uns im öffentlichen Dienst 
keine Anwendung. Der Arbeitgeber-
verband lässt sich auf einen Bonus für 
Gewerkschaftsmitglieder nicht ein, 
was er für sich selbständig entschei-
den darf. Und – wir dürfen nicht für 
diesen Vorteil kämpfen. Denn da von 
vornherein klar ist, dass die Stadt als 
Arbeitgeberin sich nicht auf eine ver-
tragliche Sonderbehandlung einlassen 
will, ist die Differenzierungsklausel 
kein zulässiges, tarifvertraglich regel-
bares Kampfziel. Es wäre sogar 
rechtswidrig – und für uns daher kein 
Thema. 
Trotzdem: Das Urteil des Bundesver-

fassungsgerichts vom 14. November 

2018 (1 BvR 1278/16) ist für uns und 

unsere Arbeit eine große Wertschät-

zung, da es zum einen die Tarifauto-

nomie stärkt und auf der anderen Sei-

te die Bedeutung der Gewerkschaft 

für die Arbeitnehmer*innen verdeut-

licht – sowie den Sinn, bei uns Mit-

glied zu sein. 

Bundesverfassu
ngsgericht 

Bonusreglung 
ist legal! 
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